Keine Zustimmung zum Abschluss der BAGS-KV-Verhandlungen!

Am 12.12.05 einigten sich um ca. 23 Uhr die Arbeitgeber und Arbeitnehmervertreter aus dem Sozialbereich auf eine Gehalts- und Lohnerhöhung für 2006. Für die Arbeitgeber verhandelten die „Bundes Arbeitsgemeinschaft Gesundheits- und Sozialberufe“ kurz  BAGS. Für die ArbeitnehmerInnen ein Verhandlungsteam aus GPA, HGPD und HTV. 

Zur Erinnerung: Der BAGS-Kollektivvertrag trat 2004 in Kraft,  über die Erhöhungen wurde heuer das erste Mal verhandelt. Daher hat der dieser Abschluss auch eine starke symbolische Wirkung für die ArbeitnehmerInnen im Sozialbereich.

Die Bezahlung im Sozial- und Gesundheitsbereich ist trotz neuem KV schlecht…

Der BAGS-Kollektivvertrag regelt die Bezahlung für rund 37.000 Beschäftigte im Sozialbereich, er gilt für AltenfachbetreuerInnen, BehindertenbetreuerInnen, ArbeitnehmerInnen in der Jugendwohlfahrt  und Sozial​arbeiterInnen.

Seine Einführung war sicher eine Errungenschaft, kann aber nicht über die schlechte Einkommenssituation  hinwegtäuschen.   

Das KV-Verhandlungsteam bestand auf der ArbeitnehmerInnenseite aus einer großen Runde (ca. 45 Personen) vor allem BetriebsrätInnen aus dem Sozial- und Gesundheitsbereich und dem eigentlichen Verhandlungsteam. In der großen Runde wurden die Leitlinien der Verhandlung besprochen und beschlossen. 

Michael Gehmacher (Behindertenbetreuer, Betriebsrat im ÖHTB, SLP-Mitglied und Mitarbeiter der Plattform für kämpferische und demokratische Gewerkschaften) war über ein Mandat des Gewerkschaftlichen Linksblocks – GLB gemeinsam mit Karin Antlanger (BRV bei Exit Sozial) in dieser großen Runde vertreten. 

Die Einkommenssituation vieler KollegInnen im Sozialbereich ist durchaus dramatisch. Für viele Beschäftigte insbesondere für alleinerziehende Kolleginnen auf Teilzeitbasis ist das Phänomen „working poor“ bittere Realität. Daher wurde seitens des GLB ursprünglich eine Erhöhung der Gehaltstafel um 200 Euro verlangt. Dies wurde aber von der Mehrheit des Verhandlungsteams abgelehnt.  

Doch selbst von der ursprünglichen Forderung der Gewerkschaften (4,1%Erhöhung der Kollektivvertrags-Gehälter und 3,9 auf die Ist-Gehälter) war am Ende des Tages leider nicht mehr viel übrig. 

Die Chance auf Mobilisierung im Dezember wurde verpasst….

Noch in der letzten Verhandlungsrunde hatten die Arbeitgeber ein unverschämt niedriges Angebot mit 1,4% auf die KV-Gehälter und 1,1% auf die Ist-Gehälter gemacht. Ein „Angebot“, das bei vielen KollegInnen große Empörung auslöste. Leider wurde seitens der Gewerkschaft diese Empörung nicht zu einer größeren Mobilisierung genutzt. Am 12.12. besserten die Arbeitgeber ihr Angebot zwar nach, machten aber schnell klar, dass sie nicht bereit wären, über den Gehaltsabschluss des öffentlichen Dienstes mit 2,7% zu gehen. Von der  Mehrheit auf ArbeitnehmerInnenseite wurde diese Einzementierung der ArbeitgeberInnen  (wenn auch zähneknirschend – aber was nützt das den KollegInnen in der Geldbörse) akzeptiert. Der Vorschlag zu versuchen durch Druck aus den Betrieben zu einem höheren Angebot der Arbeitgeber zu kommen wurde leider nicht angenommen. 

Am Ende einigten sich die VerhandlerInnen der ArbeitnehmerInnen und der Arbeitgeber auf eine Erhöhung von 2,7% auf die KV-Gehälter sowie auf 2,65% auf die Ist-Gehälter bzw. 2,55 % auf die Gehaltstafeln der Ist-Gehälter. Der Abschluss liegt zwar über der offiziellen Inflationsrate (2,4%), deren Berechnung ist aber äußerst fadenscheinig. Die Lebenserhaltungskosten für die meisten ArbeitnehmerInnen sind tatsächlich deutlich höher gestiegen. Für viele Beschäftigte im Sozialbereich bedeutet dieser Abschluss einen realen Einkommensverlust. Mit solchen Abschlüssen bleibt die Sozialbranche eine Billiglohnbranche. Kollege Michael Gehmacher stimmte diesem Abschluss nicht zu und trat für eine Mobilisierung der Beschäftigten ein, um einen höheren Abschluss zu erreichen. Leider stimmte die überwältigende Mehrheit der ArbeitnehmerInnenvertreter diesem Abschluss zu.

Schaffen es die Gewerkschaften und die BetriebsrätInnen aus dem Sozialbereich 
Druck aus den Betrieben zu organisieren? 

Diese Frage entscheidet offensichtlich über die zukünftigen Lohn- und Arbeitsbedingungen im Sozialbereich. Die Angst vieler BetriebsratskollegInnen, die betroffenen Belegschaften nicht mobilisieren zu können, zog sich wie ein roter Faden durch viele Debattenbeiträge bei den internen ArbeitnehmerInnenrunden während der KV-Verhandlungen. 

Die Tatsache, dass die Antwort auf die Frage: „Wie Druck im Betrieb erzeugen?“ fehlt, war wohl letztlich auch ausschlaggebend für die Zustimmung zu diesem untragbaren Abschluss. Mobilisierungsfähigkeit und Kampfkraft von Belegschaften entwickeln allerdings sich nicht am Reisbrett oder auf Sitzungen und Besprechungen. Dazu ist es notwendig, langsam aber sicher, rund um Fragen der Bezahlung, der Arbeitszeit und der Absicherung von Arbeitsplatz und Arbeitsqualität die KollegInnen zu mobilisieren. Schaffen es die Gewerkschaften und Betriebsräte nicht das Jahr 2006 zu ersten Mobilisierungsschritten – etwa gegen die EU-Dienstleistungsrichtlinie zu nutzen, werden die KV-Verhandlungen nächstes Jahr noch viel schwieriger werden. Die Plattform für kämpferische und demokratische Gewerkschaften tritt für einen grundsätzlichen Kurswechsel der Gewerkschaften ein. Dazu gehört auch, durch konkrete Schritte das politische Gewicht der Gewerkschaften zu erhöhen. Solche Schritte sind: Kleinere öffentlichwirksame Aktionen, Urabstimmungen unter Gewerkschaftsmitgliedern, BetriebrätInnenkonferenzen, Streiks und vieles mehr. Die Plattform für kämpferische und demokratische Gewerkschaften wird das Jahr 2006 nutzen um konkrete Vorschläge für die Beschäftigten im Sozialbereich in diese Richtung zu machen. Jeder/Jede, die sich daran beteiligen möchte, ist herzlichst dazu eingeladen. Mach mit …
